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Prävention, Sanktionen gegen Knegsver-
brechen). Stärkere Einbindung von Russland

und China in die «Internationale
Völkergemeinschaft» und deren Bera-

tungs- und Kontrollorgane.
Wenn auch in der Vergangenheit schon

manche Mechanismen amerikanischer
Provenienz, etwa im Hinblick auf
Einhaltung der Menschenrechte,
Friedenssicherung, Abrüstung, Drogenprävention,
Bekämpfung von Terrorismus über
internationale Institutionen, an globaler Bedeutung

gewonnen haben, von einer breiten
Akzeptanz der neuen «westlichen» Werte
und ihrer Ordnungsstrukturen kann
jedoch noch lange nicht die Rede sein.

Die Sicherheitsdoktrin
der Bush-Administration

Vorrangig für Amerika ist heute, dass

Präsident Bush und sein Kabinett eine
neue allumfassende Nationale Sicherheitsdoktrin

entwickeln werden, die politische,
wirtschaftliche, soziale und ebenso geo-
politisch-militänsche Aspekte berücksichtigen

wird. Dass daraus schliesslich eine
«Globale Sicherheitsstrategie der USA» er¬

wachsen wird, ist keine Frage. Nach dem
Ende der Post-Kalten-Kriegs-Phase dürfte
es dem Pentagon nicht leicht fallen, einen
neuen strategischen Kurs in einer eher
eindimensionalen amerikanischen denn mehr
multipolaren Welt zu entwickeln. Hinzu
kommt, dass eine solche Globalstrategie
den Freunden, Verbündeten, Partnern,
Counterparts, aber auch den unbotsmässi-

gen, wenn auch zurzeit schwachen,
Konkurrenten nahegebracht werden muss. Erst
nach Abschiuss dieser Vorarbeiten wird
das US-Verteidigungsministerium entsprechende

Budgetierungen vornehmen können,

die Auskunft über die zukünftige
Rolle der Streitkräfte geben werden.

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung

wird im Februar/März 2001 die
bereits erwähnte Nationale Sicherheitskommission

des US-Kongresses ihren
Abschlussbericht zu Sicherheitsfragen
vorlegen. Bis Mitte des Jahres werden dann
wohl die innenpolitischen Festschreibungen

erfolgt sein, die dann, soweit notwendig,

mit den NATO-Verbündeten und
Nachbarländern (Mexico, Panama
abgestimmt werden müssen. Spätestens im
Oktober 2001 wird nach einer
entsprechenden Kongressvorlage die neue «Na¬

tionale Militärstrategie der USA» für den
Beginn des 21. Jahrhunderts vorliegen.

Präsident Bush und seine sicherheits-
politischen Berater werden gerade in diese

richtungsweisende «Militär-Agenda 21»
ihre Handschrift einbringen. Die neue
Administration wird dabei mit Sicherheit
die letzten Unwägbarkeiten des Kalten
Krieges hinter sich lassen und eine
grundlegende Neuorientierung für die Vereinigten

Staaten wie für die Welt festlegen. ¦

Stefan W.D. Spanik,
Dr. phil.,
Mozartstrasse 4,
69254 Malsch-Heidel-
berg,
Bundesrepublik
Deutschland.

Bundesrat Samuel Schmid zu «Führung in Staat, Wirtschaft und Armee»
vor der Liberalen Aktion

«Führung in Staat, Wirtschaft und
Armee» war der Titel des Referates von
Bundesrat Samuel Schmid an der diesjährigen
Mitgliederversammlung der Liberalen
Aktion - Redressement National (www.libe-
rale-aktion.ch). Die dem liberalen Gedankengut

verpflichtete, überparteiliche
Organisation setzt sich für eine wettbewerbsorientierte

Marktwirtschaft sowie einen
starken und soliden Mittelstand ein. Sie hat
das Thema Führung als Schwerpunktthema
für die Jahre 2000 und 2001 gewählt. Die
promovierte Historikerin, Juristin und
Unternehmerin Monika Notter löste Peter
Gross als Präsidentin ab.

Gemäss Bundesrat Schmid findet Führung

in Politik, Armee und Wirtschaft in
einem gleichen oder ähnlichen Umfeld
statt. Im Zentrum stehe stets die Persönlichkeit

des Chefs, seine Werthaltung, sein
Charakter und sein Führungsverhalten. In allen
drei Bereichen bestehe das Wesen der
Führung darin, vorgegebene Aufgaben
optimal zu erfüllen und Ziele zeitgerecht zu
erreichen. Auch die richtigen Leute seien an
den richtigen Platz zu setzen. Nach Schmid
schafft man gute Voraussetzungen mit
Transparenz, Verbindlichkeit und Professionalität.

Verbindlichkeit sei besonders anspruchsvoll,
weil sie in einer sich rasch wandelnden Umwelt

nicht einfach herzustellen sei. Im Unterschied

zum Staat, der Anliegen mit einer
demokratischen Mehrheit realisieren müsse und
wo der polirische Kompromiss eine wichtige
Rolle spiele, sei die Wirtschaft privat und strebe

nach Effizienz. In der Armee als Mittel der
letzten Hilfe müsse das Resultat erreicht
werden. Die Führungstechnik, speziell für die
Problemerkennung und Lösungserarbeitung,
ist gemäss ChefVBS in Armee und Wirtschaft
bei komplexen Problemstellungen nahezu
identisch. Im Unterschied dazu sei der Ent-
scheidungsprozess in der Wirtschaft auf allen
Stufen wesentlich komplexer und würde von
vielen externen Faktoren beeinflusst.

Zur Sprache brachte Schmid auch die
Notwendigkeit der Armeereform und das Manko
an 3000 Subalternoffizieren und 700
Unteroffizieren - mit ein Grund, warum die Armee
95 nicht mehr funktioniere. In der Rekruten-
schule müsse die Ausbildung zu 50 Prozent
durch Instruktoren wahrgenommen werden.
Viele zur Weiterausbildung vorgeschlagenen
Milizkader mussten dispensiert werden. Um
den Unterbeständen entgegenzuwirken, brauche

es eine bessere Abstimmung zwischen der

Dienstpflicht und der Wirtschaft. Schmid
forderte ein Zertifikat für Unteroffiziere
nach bestandener Ausbildung.

«Die Armee braucht eine glaubwürdige
Ausbildung.» Unter diesem Titel äusserte
sich der Referent auch zu den beiden
Vorlagen vom 10. Juni. Sollen freiwillige
Schweizer Friedenssoldaten im Ausland
umfassend bewaffnet werden können? Soll
die Ausbildungszusammenarbeit mit
ausländischen Armeen verstärkt werden? «In der
Schweiz können heute nicht mehr alle
Übungen durchgeführt werden, die es

braucht, um den nötigen Ausbildungsstand
zu erreichen, gerade für den Verteidigungsauftrag.»

Dies gefährde die Neutralität nicht,
da die militärische Selbstständigkeit nicht
gefährdet, sondern im Gegenteil durch
einen besseren Ausbildungsstand erhöht
würde. Dank Armee-Einsätzen in Knsen-
gebieten würden weniger Flüchtlinge in
die Schweiz kommen. Dies spricht gemäss
Schmid für die Teilnahme an Einsätzen zur
militärischen Friedensforderung als Teil
gelebter Neutralität. Die Bewaffnung der
freiwilligen Friedenssoldaten diene zum
Selbstschutz und zur Erfüllung ihres
Auftrages, (dk)

ASMZ Nr. 5/2001


	Bundesrat Samuel Schmid zu "Führung in Staat, Wirtschaft und Armee" vor der Liberalen Aktion

